
M
anchmal fragt
man sich schon,
für wie blöd ei-
nen eigentlich so
manche werben-

de Unternehmen halten. Man
kann die Sache natürlich auch
anders sehen: Bisweilen muss
man schon eine gehörige Porti-
on Genauigkeit aufbringen,
um als Umworbener nicht in so
manche Falle zu tappen.

Sollten Sie in letzter Zeit ei-
nen Antrag auf Registrierung
einer Marke beim Österreichi-
schen Patentamt eingebracht
haben, so werden Sie, kaum
dass die Registrierung durch-
geführt wurde, ein Schreiben
erhalten haben, in dem Sie zu
einer Zahlung für die Eintra-
gung Ihrer Marke aufgefordert
werden. Zahlschein liegt bei.
Das Ganze sieht einigermaßen
offiziell aus, ein Auszug aus
dem ganz offiziellen Marken-
register ist angehängt, und der
eilige Geschäftsmensch, ge-
wohnt, seine Rechnungen
pünktlich zu begleichen, über-
weist mit größter Selbstver-
ständlichkeit den nicht gerade
geringen Betrag von rund 500
Euro. Was der ordentliche
Markenanmelder dafür be-
kommt, ist mitnichten eine
Dienstleistung des Patent-
amts. Er bekommt zum Bei-
spiel eine Eintragung in einem
„Europäischen Veröffentli-
chungsblatt für Patentrechts-
dokumentation“, herausgege-
ben von der Europäischen
Vereinigung für Patentrechts-
dokumentationen. Wer einen
derart hochtrabenden Namen
wählt, hat wahrscheinlich allen
Grund dazu. Der Trick funk-
tioniert offenbar, sonst würde
dieser Geschäftszweig nicht
existieren. Auch Ihr sehr erge-
bener Autor wurde bisweilen
schon von Klienten angerufen,

die fragten, ob sie das nun zu
zahlen hätten. Nein, Sie haben
nicht. Und wenn man genau
hinschaut, sieht man auch,
dass das Ganze nur ein Ange-
bot ist, das man annehmen
kann oder nicht. Aber wer
schaut schon so genau hin?

Unlauterkeit. Die Gerichte
haben sich mit derartiger Er-
lagscheinwerbung immer wie-
der auseinander zu setzen, ob-
wohl § 28a des Gesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb
(UWG), neu eingeführt im
Jahr 2000, ausdrücklich ver-
bietet, für Eintragungen in
Verzeichnisse, wie etwa Bran-
chen-, Telefon- oder andere
Register, mit Zahlscheinen,
Rechnungen, Korrekturange-
boten oder Ähnlichem zu wer-
ben, ohne entsprechend un-
missverständlich und auch
grafisch deutlich darauf hin-
zuweisen, dass es sich lediglich
um ein Vertragsanbot handelt.

Aber auch schon vor dieser

hübschen Gesetzesbestim-
mung judizierten die öster-
reichischen Gerichte, dass es
wettbewerbswidrig ist, eine
Werbemaßnahme so zu tarnen,
dass sie den Umworbenen
nicht als Werbung erkennbar
wird. So hat etwa der Oberste
Gerichtshof (OGH) eine Wer-
bung für das Getränk „Black
Jack“, die als handgeschriebe-
ne Ansichtskarte daherkam,
unterschrieben mit „See You!
Love! Dein Black Jack“, als
irreführende, weil getarnte
Werbung qualifiziert. Auch
hier hätte man natürlich mei-
nen können, dass jeder, dessen
kleine grauen Zellen noch
halbwegs intakt sind, realisie-
ren müsste, dass er keinen
Freund Black Jack hat, der ge-
rade in New York urlaubt.
Aber es genügt, wenn die Auf-
merksamkeit auf diese Weise
mehr gefesselt wird als durch
übliche Werbung, weil der
Adressat gewissermaßen im

höchstpersönlichen Bereich
gepackt und auf diese Weise
getäuscht wird.

Telex-Verzeichnis. So ver-
sandte etwa ein „European Te-
lex Directory“ in weißen Fens-
terkuverts Erlagscheine samt
Allongen. Der Empfänger
wurde zwar darauf aufmerk-
sam gemacht, dass dies ledig-
lich ein Vorschlag für die In-
sertion in einem europäischen
Telex-Verzeichnis sei, den-
noch qualifizierte dies der
OGH als getarnte Werbung,
ähnelte doch diese Zusendung
jenen der österreichischen
Post. Der OGH im O-Ton:
„Ankündigungen müssen als
solche zu erkennen sein, kann
doch der Umworbene, der gar
nicht mit einer Werbebotschaft
rechnet, besonders leicht über-
rumpelt werden. Wer mit 
der Beilage von Erlagscheinen
wirbt, deren sich die Adressa-
ten seiner Werbebotschaft be-
dienen sollen, kann leicht den
irreführenden Eindruck auslö-
sen, der Adressat hätte schon
etwas bestellt, das er nunmehr
bezahlen müsste. In der Flüch-
tigkeit des geschäftlichen Ver-
kehrs, in dem oft die Prüfung
und Überweisung von Rech-
nungen an Mitarbeiter dele-
giert ist, kann dies leicht dazu
führen, dass irrtümlich bezahlt
wird, wenn nicht unmissver-
ständlich und auch grafisch
deutlich darauf hingewiesen
wird, dass es sich um eine Ver-
tragsofferte handelt.“

Dem ist nichts hinzuzufü-
gen. Außer: Werbung, die sich
dafür geniert, Werbung zu
sein, geniert sich vielleicht
auch für das beworbene Pro-
dukt. Und dafür mag es ja ei-
nen Grund geben … ●

Dr. Thomas Höhne ist Partner der
Rechtsanwaltskanzlei Höhne, In der
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KARRIERE

Echt schlecht
Warum es sich nicht auszahlt, beim zu schwindeln.  WERBEN

VON THOMAS HÖHNE
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